
Aktionstag der  
Heilberufe

Bundesweit waren die Heilberufe für 
den 4. Dezember 2006 zu einem 
Aktionstag aufgerufen. Im Mittel-
punkt stand dabei die Information 
der Bevölkerung über die anstehende 
Gesundheitsreform. In Sachsen hatte 
das Bündnis Gesundheit 2000 kurz-
fristig die jeweiligen Berufsgruppen 
zu Aktionen aufgerufen. Die säch-
sischen Apotheker haben daraufhin 
an diesem Tag ihr Leistungsangebot 
beschränkt, die Physiotherapeuten 
klärten ihre Patienten gezielt über 

die Folgen der Reform auf und die 
HNO-Ärzte in Leipzig und Dresden 
sowie die Hausärzte in Görlitz und 
Zittau schlossen teilweise ihre Praxen. 
Auf einer Pressekonferenz infor-
mierte der Sprecher, Herr Prof. Dr. 
med. habil. Jan Schulze, sowie wei-
tere Vertreter des Bündnisses die 
Medien über den Aktionstag, die 
Gründe für die Beteiligung und die 
Fehlentwicklungen in der Gesund-
heitspolitik. Im Nachgang zum Akti-

onstag sandte das Bündnis Gesund-
heit 2000 im Freistaat Sachsen einen 
offenen Brief an die Bundesgesund-
heitsministerin wegen Ihrer diffamie-
renden Äußerungen. Den Brief fin-
den Sie in diesem Heft sowie im 
Internet mit weiteren Informationen 
unter www.buendnis-gesundheit-
sachsen.de. 

Knut Köhler M.A.
Referent für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
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Friedemann Schmidt, Präsident der Landesapothekerkammer; Dr. med. Ulrike Schwäblein-Sprafke, 
stellv. Vorsitzende des Vorstandes der Kassenärztlichen Vereinigung Sachsen; Prof. Dr. med. Jan 
Schulze, Präsident der Sächsischen Landesärztekammer; Dieter Blaßkiewitz, Vorsitzender der 
Krankenhausgesellschaft Sachsen e.V. (v.l.)

Offener Brief an  
Frau Bundesgesund-
heitsministerin 
Ulla Schmidt
Bündnis Gesundheit 2000 im Freistaat 
Sachsen

Dresden, 11. Dezember 2006

Sehr geehrte Frau Bundesministerin,
die vier nationalen Protesttage und 
der Aktionstag „Patient in Not – 
diese Reform schadet allen“ haben 
mit überwältigender Kraft gezeigt, 
dass die Heilberufe nicht bereit sind, 
die geplante Gesundheitsreform um
zusetzen, weil sie die aktuellen Pro-
bleme verstärkt und in eine Staats-
medizin sowie zu einer Verschlechte-
rung der medizinischen Versorgung 
führt.
Der Gesetzentwurf ist ein fauler 
Kompromiss der großen Koalition 
zulasten der Patienten und der Heil-
berufe, um sich die jeweils beste 
Position für die anstehende Bundes-

tagswahl zu sichern. In diesem Ge
setzentwurf ist ein grundlegend 
systematischer Fehlansatz enthalten, 
der das bisherige paritätische System 
der Krankenversicherung aushebelt 
und den Patienten mit seinen Leiden 
allein lässt. Denn er, der Patient, 
durchschaut die geplante Reform 
nicht und muss aber am Ende höhere 
Krankenkassenbeiträge bei weniger 
Leistung bezahlen. Auch aus diesen 
Gründen ist es eine Beleidigung, 
wenn Sie behaupten, dass die Ärzte 
ihre Patienten in Geiselhaft nehmen.
Die große Koalition greift mit der 
Arroganz der Macht in die bewährten 
Strukturen ärztlich medizinischer Ver-
sorgung ein und gefährdet diese in 
den Praxen, Kliniken und im Öffent-
lichen Gesundheitsdienst. Damit wird 
das Vertrauen der Patienten in die 
Medizin nachhaltig erschüttert, Ver-
unsicherung greift um sich und die 
Beschäftigten im Gesundheitswesen 
sind zunehmend demotiviert. 
Anstatt mehr Freiheit mit dem bishe-
rigen Slogan „Vorfahrt für die Selbst-

verwaltung“ heißt es nun der „Staat 
hat das Sagen“. Und so werden 	
wir in Ostdeutschland nach einem 
anfänglich pluralistisch demokrati
schem Gesundheitssystem erneut 
Zeugen des Umbaus und Abbaus von 
den selbstverwalteten, föderalen Ge
sundheits- und Sozialstrukturen hin 
zu einer bürokratielastigen Staats
medizin. Die weitere Einschränkung 
der Therapiefreiheit durch eine Zutei-
lungsmedizin ruft bei uns ostdeut-
schen Ärzten Ablehnung, Frustration 
und so manches Déjà-vu-Erlebnis 
hervor.
Mit den vorgelegten Maßnahmen 
wird die Unterfinanzierung des Ge
sundheitswesens nicht ausgeglichen, 
Engpässe in der Versorgung und ver-
deckte Rationierung werden eher 
verschärft. Die geplanten Steuerzu-
schüsse kompensieren nicht die Strei-
chung des Bundeszuschusses aus der 
Tabaksteuer!
Sehr geehrte Frau Bundesministerin,
Ihr mehrmaliges Versprechen, die 
Krankenkassenbeiträge zu senken, 
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„Ärzteblatt Sachsen“ 
Neues und 
Bewährtes ab 2007

Das Redaktionskollegium des „Ärzte-
blatt Sachsen“ wünscht den Lesern 
unseres Kammerorgans auch für das 
Jahr 2007 beste Gesundheit, persön-
liches Wohlergehen, Zufriedenheit 
und Erfolg im beruflichen und per-
sönlichen Leben. Möge das Jahr 
2007 für Sie ein in jeder Beziehung 
gutes und erfolgreiches Jahr wer-
den.
Das „Ärzteblatt Sachsen“ ist das 
Publikationsorgan der Sächsischen 
Landesärztekammer und der in ihr 
verfassten Ärzteschaft im Freistaat 
Sachsen. Seit der Gründung der 
Sächsischen Landesärztekammer am  
12. Mai 1990 sind mehr als 200 
Hefte „Ärzteblatt Sachsen“   vom 
Redaktionskollegium konzipiert und 
mit berufspolitischen, gesundheits-
politischen, medizinwissenschaftli
chen und medizinhistorischen Bei
trägen erstellt worden. Der Beginn 

des Jahres 2007 war für das Redak
tionskollegium Anlass, einige visuelle 
und gestalterische Veränderungen 
am „Ärzteblatt Sachsen“ vorzuneh-
men, um ein zeitgemäßes Erschei-
nungsbild zu erzielen. Die redaktio-
nellen Inhalte mit den Rubriken Be
rufspolitik, Gesundheitspolitik, Amt-
liche Bekanntmachungen, Mitteilun
gen der Geschäftsstelle und der Kas
senärztlichen Vereinigung Sachsen, 
medizinisch-wissenschaftliche Origi-
nalarbeiten, Leserbriefe, Medizinge
schichte, Personalia, Kunst und Kul-
tur werden fortgesetzt. 
Ohne Zweifel beeinträchtigt die in 
jedem Heft integrierte Werbung häu-
fig die Kontinuität des Lesens und 
stört zum Teil das Erscheinungsbild 
unserer Zeitschrift, insbesondere auf 
dem Titelblatt. Durch reduzierte Wer-
beetats der Pharmaindustrie und der 
Medizintechnik haben Anzahl und 
Größenumfang der Akquisitionen in 
den letzten Jahren deutlich abge-
nommen. Aber die Werbung im 

„Ärzteblatt Sachsen“ ermöglicht seit 
dem Heft 1/1990 die Herstellung 

eines kostenneutralen Ärzteblattes. 
Unser Standesorgan wird ohne finan-
zielle Belastung unserer Kammermit-
glieder und der Sächsischen Landes
ärztekammer erstellt. Allein die Ge
staltung und Belegung des Titel-
blattes ohne Werbeanzeige bedeu
tete, den kostenfreien Bezug des 

„Ärzteblatt Sachsen“ in Frage zu stel-
len, da sich die jährlichen Ausgaben 
des Verlages um rund 36.000 Euro 
erhöhen würden.

Das neue Layout des 
„Ärzteblatt Sachsen“
Angestrebt ist weiterhin eine sach-
liche Gesamterscheinung, ohne Redu
zierung des Informationsgehaltes. In 
dem Tiefschwarz mit gelber und 
sachsengrüner Farbuntersetzung 
wirkt das Titelblatt weiterhin visuell 
dezent und gleichzeitig elegant. Bei 
der veränderten Gestaltung des Titel-
blattes wird anstelle der axialen 
Inhaltsangaben eine linksbündige 
Anordnung der Schrift vorgenom-
men. Die Größenverhältnisse der 
Wörter sind gering korrigiert. Das 
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haben Sie schon wiederholt gebro-
chen. Ihre Ankündigungen, das Sys
tem wettbewerbsfähig zu machen, 
sind nie eingetreten und werden 
auch nicht eintreten, weil die Gesetze 
aus Ihrem Haus meist ohne die Fach-
leute und gegen deren konstruktiven 
Vorschläge erarbeitet werden. 
Die medizinische Versorgung in 
Deutschland auf hohem Niveau ist 
nur möglich, weil es die Beschäftig
ten im Gesundheitswesen durch ihre 
altruistische Haltung stützen. Das 
trifft im besonderen Maße gerade 
auf Sachsen mit dem Problem des 
Ärztemangels zu. Diese Haltung wol-
len Sie zulasten der dort beschäf-
tigten Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter ausnutzen, um Kosten zu sen-
ken.
Eine flächendeckende und wohnort-
nahe ambulante wie stationäre Ver-
sorgung der Patienten ist nicht mehr 
möglich, wenn das Gesetz unverän-
dert in Kraft treten sollte. Durch die 
Atomisierung der Vertragsbeziehun

gen zwischen Krankenkassen und 
Ärzten wird die Kontinuität der Akut-, 
Notfall- sowie der Regelversorgung 
gefährdet. 
Das Hauptziel der Reform, dauerhaft 
sichere Finanzierungsstrukturen im 
Gesundheitswesen zu schaffen, wird 
verfehlt. Die Regierung verschärft 
dagegen die chronische Unterfinan-
zierung des Gesundheitswesens, weil 
Zusatzbelastungen der gesetzlichen 
Krankenversicherung durch neue 
Quersubventionierungen zugunsten 
anderer Sozialversicherungsbereiche 
nicht ausgeglichen werden. 
Durch Ihre Reform, Frau Bundesminis
terin, werden tausende Arbeitsplätze 
vernichtet und Patienten allein gelas-
sen. Stoppen Sie diese Reform und 
drücken Sie die Reset-Taste. Vor-
schläge haben die Gesundheitsbe-
rufe schon mehrfach vorgelegt, wie 
zum Beispiel die Einrichtung eines 
Bundesgesundheitsrates zur Vorbe-
reitung gesetzlicher Entscheidungen.
Ihre plumpe Polemik zu dem Akti-

onstag der Heilberufe, diesen nur 
wegen des „schnöden Mammons“ 
initiiert zu haben, weisen die Ärzte 
mit aller Entschiedenheit zurück! 
Wenn diese sogenannte Reform 
nicht für die Heilberufler sondern für 
die Patienten sein soll, dann fragen 
wir Sie, wie Sie dem Patienten erklä-
ren wollen, dass künftig in verstärk
tem Maße Zuzahlungen, beträcht-
liche Limitierungen, Therapieaus-
schlüsse und Wartelisten auf ihn 
zukommen werden.
Die Heilberufe verstehen dieses Pro-
gramm als einen weiteren Eingriff in 
die Freiberuflichkeit, die gekoppelt 
ist mit Bürokratie, die auch den Ärz-
temangel massiv verstärken wird!
Das Bündnis Gesundheit 2000 im 
Freistaat Sachsen war und ist jeder-
zeit zu konstruktiven Gesprächen 
bereit.
Mit freundlichen Grüßen

Prof. Dr. med. habil. Jan Schulze
Sprecher des Bündnis Gesundheit 2000 

im Freistaat Sachsen
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